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Nach dem Ja der Freienbacher Stimmbürger zur Steinfabrikareal-Umzo-

nungsinitiative liess der Gemeinderat Freienbach für stolze 100’900 Steu-

ergeldfranken ein juristisches Gutachten erstellen, um die rechtlichen 

Rahmenbedingungen für die Ausarbeitung der definitiven Umzonungs-

vorlage zu erfahren.  

 

 

 

 

 

 

 

Zitate aus dem Rechtsgutachten 

26.4./22.10.2007, Prof. Dr. iur. Thomas Pfisterer, lic. Iur. Rudolf Weber, Baden    

Im Auflageverfahren vom 2.11.-3.12.2007 wurde dieses Gutachten öffentlich aufgelegt.  

Es stand der Öffentlichkeit auch als Download im Internet zur Verfügung. 

 

 

 

Handlungs- und Ermessenspielraum des Gemeinderates 

 

„Es muss (…) auf die allgemeinen Rechtsgrundsätze, welche das Bundesge-

richt in seiner Praxis entwickelt hat, zurückgegriffen werden. Danach hat 

sich die Behörde an den Gegenstand der Initiative zu halten; diese 

gibt ihr den Weg vor, von dem sie sich nicht entfernen darf, weder 

in Bezug auf den Sinn, noch in Bezug auf den Umfang der Initiative.  

 

 

Der Gesetzgeber handelt nicht in voller Freiheit, sondern in Vollzug 

eines ihm vom Volk und von den Unterzeichnern der Initiative über-

tragenen Mandats.(...)  

 

 

Ist die Zulässigkeit der Initiative einmal anerkannt, ist der Gesetz-

geber dazu verpflichtet, Normen auszuarbeiten und zu verabschie-

den, die den in der Initiative zum Ausdruck gebrachten Vorstellun-

gen entsprechen.  

 

 

Insofern ist der behördliche Handlungs- und Beurteilungsspielraum 

bei der Konkretisierung der Initiative beschränkt. (BGE 115 la 154 f. 

und 121 l 361, je mit Hinweisen(...)" 

 

 

„Der Initiativtext ist nach den anerkannten Interpretationsgrundsätzen 

auszulegen. Grundsätzlich ist vom Wortlaut der Initiative auszugehen (…); 

massgeblich ist, wie der Initiativtext von den Stimmberechtigten und den 

späteren Adressaten des vorgeschlagenen Erlasses vernünftigerweise ver-

standen werden muss.(…)  

 

 

Es ist von verschiedenen Auslegungsmöglichkeiten jene zu wählen, welche 

einerseits dem Sinn und Zweck der Initiative am besten entspricht und zu 

einem vernünftigen Ergebnis führt und welche anderseits im Sinne der ver-

fassungskonformen Auslegung mit dem übergeordneten Recht von Bund und 

Kanton vereinbar erscheint (BGE 129 l 395 mit Hinweisen; ferner BGE 121 l 

362 mit Hinweisen; siehe auch Hangartner / Kley, a.a.O., Rz. 2124 – 2127).“ 
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Parzellenweise Zuordnung, 4.3.2.1, S.9 

 

 

„Nach dem Willen der Initianten soll die Umzonung in bezug auf „das heute 

zur Hafenzone HZ gehörende Gebiet des ehemaligen Steinfabrikareals in 

Pfäffikon“ erfolgen.(…) Aufgrund der obigen Umschreibung muss in erster 

Linie die Parzelle KTN 581 im Halte von 56'644 m2 (…) gemeint sein, (…)Für 

eine sinnvolle Abrundung des Umzonungsareals ist sodann das Grundstück 

KTN 3236 im Halte von 758 m2 (…) „mitzunehmen“. (…)“ 

 

 

 

Auslegung der Initiative, 4.3.2.2, S. 10,11 

 

 

„Gemäss der Initiative von Irene Herzog-Feusi ist das soeben umrissene Areal 

einer neu zu schaffenden „Zone für öffentliche Parkanlagen“ zuzuweisen 

(vorne Ziff. 1.1). Zu deuten ist dabei ausschliesslich, was unter einer „Zone 

für öffentliche Parkanlagen“ zu verstehen ist. (…)“ 

 

 

„Was die „Leitplanken“ anbelangt, welche sich aus der Initiative herausfiltern 

lassen, ergibt sich Folgendes: Im Gegensatz zur bestehenden Hafen-

zone HZ, welche „eine ausgewogene Durchmischung von Bauten mit Woh-

nungen, Gewerbebetrieben und, sofern der Bedarf vorhanden ist, Gast-

stätten, Läden und öffentlichen Bauten“ bezweckt (…) soll eine Zone mit 

erheblichem „Grün“-Anteil geschaffen werden, die als Ganzes der 

Naherholung der Bevölkerung dient. (…)“ 

 

 

 

Stimmrechtliche Aspekte, 4.2, S.6/7,8, Verfahrensvorgaben  

 

„Einen Gegenvorschlag darf der Gemeinderat (…) im Stadium der 

Ausarbeitung der (formulierten) Vorlage nicht mehr unterbreiten 

(ebenso wenig dürfen übrigens an der Gemeindeversammlung zu Nutzungs-

plänen und -vorschriften Abänderungsanträge gestellt werden (§27 Abs. 

2PBG)“ 

 

 

„Die in der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 

18. April 1999 (BV; SR.101) verankerte Garantie der politischen Rechte 

schützt die freie Willensbildung und die unverfälschte Stimmabgabe (Art. 34). 

Danach müssen nach der Praxis des Bundesgerichts Abstimmungs- und 

Wahlverfahren so ausgestaltet sein, dass die freie und unbeeinflusste 

Äusserung des Wählerwillens gewährleistet ist.(…) 

 

 

 Eine unerlaubte Beeinflussung stellt es dar, wenn die Behörde ihre 

Pflicht zu objektiver Information verletzt und über den Zweck und 

die Tragweite der Vorlage falsch orientiert oder wenn sie in unzu-

lässiger Weise in den Abstimmungskampf eingreift und dabei 

gesetzliche Vorschriften verletzt oder sich in anderer Weise ver-

werflicher Mittel bedient.(…)(siehe zum Ganzen: BGE 130 l 294 f. mit 

zahlreichen Hinweisen; ferner Verwaltungsgericht in: Entscheide der Gerichts- 

und Verwaltungsbehörden des Kantons Schwyz (EVGE-SZ) 2003, S. 103 

(7.1).“ 
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„An diese verfahrensmässigen Rahmenbedingungen wird sich der Gemein-

derat Freienbach zu halten haben. Er wird dabei gut beraten sein, dem Ge-

bot der Objektivität hier besondere Bedeutung beizumessen, da über 

die Initiative – wie etwa die Leserbriefe und Medienberichte vor der Abstim-

mung vom 26. November 2006 zeigen – in einem emotional aufgeladenen 

Umfeld entschieden wird.“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Mit seinem Beschluss vom 5.6.2008 – nur noch knapp 1 Drittel des Areals als 

Umzonungsvorlage vors Volk zu bringen – widerspricht der Gemeinderat dem 

Initiativauftrag trotz den oben zitierten, unmissverständlichen Ausführungen 

seiner eigenen Rechtsberater. 

 

Als Initianten wehren wir uns gegen diese Missachtung des Bürgerwillens.  

 

 

 

 

 

Wortlaut unserer Beschwerde an den Regierungsrat des Kt. SZ vom 4.7.2008 s. unter  

http://www.buergerforum-freienbach.ch/images/stories/030708-endfassung_verwaltungsbeschwerde.pdf 

 

 

Wortlaut unserer Beschwerde an das Verwaltungsgericht des Kt. SZ vom 11.5.2009 s. unter  

http://www.buergerforum-freienbach.ch/images/stories/12.05.09_beschwerde_verwaltungsgericht_steinfabrikareal.pdf  
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